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Einige Worte zur Neuauflage, Februar 2017:


Die politische Landschaft hat sich verändert. Manches von dem, was 2011 noch gesagt werden musste und als provokativ galt, bedarf heute keiner besonderen


Erwähnung mehr. Deshalb konnten bei der Neuauflage dieses Büchleins einige Texte entfallen und durch aktuellere Themen ersetzt werden.


Zur Neuauflage Juli 2022:


Die neue Auflage gliedert sich in zwei Teile: Der erste Teil umfasst in unveränderter


Form die dritte Auflage vom Februar 2017, hier sah ich keinen inhaltlichen


Änderungsbedarf. Seit der Erstauflage dieses Buches hat sich leider rein gar nichts zum Besseren gewendet: Die Grundsatzprobleme des Jahres 2011 existieren nach wie vor, einmal mehr erwies sich die EU als reformunfähig. Die Probleme haben sich lediglich verstärkt und es sind viele neue hinzugekommen. Diesen Stillstand, diese Handlungsunfähigkeit, soll der erste Teil dieses Buches dokumentieren.


Mit dem zweiten Teil erfolgt nunmehr eine ausführliche Ergänzung, die wegen neuer gravierender Ereignisse (Brexit, Euro-Billiggeldschwemme, Ukrainekrieg) erforderlich wurde. Wer nach Lektüre dieses Buches immer noch wie vernarrt an die „Europäische Idee“ glaubt, wer die EU weiterhin als Garanten für „Wohlstand und Frieden“ betrachtet, scheint nicht wirklich dazulernen zu wollen.


Nach wie vor stehe ich zu meinem Angebot: Sollte jemand in meinen Buchtexten eine gravierende falsche Behauptung oder eine unlogische Schlussfolgerung entdecken, so möge er mir dies bitte per Email mitteilen unter m.mueller@iworld.de. Damit ich dann in der nächsten Ausgabe eine entsprechende Korrektur vornehmen kann (bisher war das aber noch nie nötig). Auch wer mich nur kritisieren oder meine Ansichten bestätigen möchte, kann das gerne tun. Ich halte mich nicht wie manch andere für das Maß aller Dinge, lerne gerne dazu und werde, soweit es meine Zeit erlaubt, auch persönlich antworten (im Falle einer Korrespondenz bitte die Seite angeben, auf die sich bezogen wird).





Teil I





Kapitel I


Das Fundament der EU


bilden infame Lebenslügen


Die vermeintlichen Vorzüge der EU


... und was davon zu halten ist.





Wofür steht die Europäische Union?


„Einigkeit und Recht und Freiheit – blühender Wohlstand und Frieden“


Medien und Politik wollen uns die EU als etwas Erhabenes verkaufen, als Tor zum Glück und Garanten für Wohlstandsmehrung und ewigen Frieden. Gleichzeitig weichen sie aber jeder ehrlichen, tiefgreifenden Diskussion darüber geschickt aus.


Wider besseren Wissens predigen sie trotz allen Desasters




	„Die EU mehrt unseren Wohlstand!“


	„Die EU sichert uns den Frieden!“


	„Deutschland profitiert als Exportland ganz besonders von der EU!“


	„Die EU ist die einzig richtige Antwort auf die Globalisierung!“


	„Gerade für Deutschland erweist sich der Euro als wahrer Segen!“


	„Ohne EU hätten wir die Finanzkrise niemals gemeistert!“


	„Europa ohne EU wäre ein spannungsreicher Kontinent!“





Das Weltbild unserer Volksvertreter scheint oft einfach und unkompliziert: Die EU erweist sich ihnen als uneingeschränkt nützlich und gut, der souveräne Nationalstaat dagegen als böse und grottenschlecht. Das gemeine Volk solle dies endlich einsehen, solle sich fügen und sich mit dem Unabwendbaren arrangieren, befinden sie.


Weil die EU ohne echte öffentliche Debatte still und heimlich erschaffen und ausgebaut wurde, haben sich Politiker und Journalisten zunehmend an diese seltsame „Schicksalsgemeinschaft“ gewöhnt und sehen sie längst als unabänderliche Zwangsverpflichtung. Diese Haltung erinnert an ungeschriebene Mafia-Gesetze: Wer sich einmal der Organisation angeschlossen hat, findet keinen Weg mehr heraus – er hat sein Leben quasi der Mafia verpfändet.


Zudem stehen die maßgebenden Parteien unter Druck: Über Jahrzehnte haben sie die EU-Ideologie gefeiert und als alternativlos dargestellt, haben die entsprechenden Gesetze abgenickt und gutgeheißen. Wie würde jetzt ein Rückzieher oder eine Kehrtwende beim Wähler ankommen? Man stelle sich vor – unsere „Volksvertreter“ müssten grobe Fehler und Irrtümer eingestehen! Welch ein Imageverlust für traditionsbewusste Parteien und ihre ehemaligen Galionsfiguren! Wie würde sich das auf die nächsten Wahlen auswirken? Hat etwa Hitler jemals einen Fehler eingestanden? Nein, er hat bis zum Schluss den Glauben an den Endsieg genährt.


Welchen Wert haben die anmaßenden und überheblichen Propagandasprüche?


Beinhalten die bereits zitierten, unablässig bemühten Phrasen der EU-Manager zumindest einen wahren Kern? Was ist von den einstigen Verheißungen zu erwarten, wie haben sie sich bisher in der langen EU-Geschichte bewahrheitet?


Gehen wir der Sache nach!




	
 Die erste Behauptung:





„Die EU mehrt unseren Wohlstand!“


Schon diese Kernaussage entbehrt jeder Grundlage! Seit 1980 befinden sich die inflationsbereinigten Nettolöhne und Renten in vielen westlichen EU-Staaten im Rückwärtsgang. Besonders deutlich entwikkelte sich dieser Negativtrend im Exportwunderland Deutschland (minus 20 Prozent seit 1980). Mit dem Zoll- und Grenzabbau und dem steten Aufbau der Europäischen Union ging es den Bundesbürgern zunehmend schlechter.


Kann das alles Zufall sein? Nein, denn schon von der Logik her war dieser Abstieg vorauszusehen. Wer seine Zölle abbaut, verzichtet auf einen notwendigen Abwehrmechanismus gegen einen unlauteren Wettbewerb von außen!


Ein solch zollfreier Staat gibt sich quasi selber auf, er ist nicht mehr ausreichend geschützt vor einem importierten Vernichtungswettbewerb (Lohn-, Sozial-, Öko-, Währungsdumping). Einzige Nutznießer dieser verhängnisvollen Freihandels-Ideologie: die Global Player und exportorientierte Unternehmen. Deren Lobbyisten waren es schließlich auch, die die Politik in ihrem Sinne umgepolt haben. (Kein Wunder also, wenn die Konzerne immer mächtiger werden).


Ein Zollverzicht macht jeden Staat erpressbar: Jeder Hersteller kann fortan damit drohen, seine Produktion ins kostengünstigere Ausland zu verlagern. Die Folgen sind sinkende Löhne, verdichtete Arbeitsstrukturen (mehr Stress), sinkende Konzernsteuern und steigende Subventionen.


Ein angemessener Zoll dagegen würde diese simple Erpressungsstruktur verhindern. Denn der Zoll sorgt für Gerechtigkeit und faire Wettbewerbsbedingungen: Die Einsparungen eines Unternehmens aus der Produktionsverlagerung ins Billiglohnland würde er wieder aufzehren. Mit den Zolleinnahmen könnten die Beiträge zu den Sozialversicherungen im hohen Maße finanziert werden und dadurch die inländischen Lohnstückkosten erheblich sinken (der Zollstaat würde dadurch international konkurrenzfähiger). Übrigens: Vor 1914 (im Kaiserreich) bildeten Zölle die Haupteinnahmequelle des mächtigen Deutschen Reiches.


Aber auch aus weiteren Gründen kann eine EU-Großgemeinschaft kaum wohlstandsfördernd sein:


2. Punkt: Mehr Bürokratie = höhere Produktionskosten. Und da Brüssel wie am Fließband immer neue Regeln und Verfügungen erlässt, wird nicht nur die nationale Gesetzgebung zusätzlich belastet und bevormundet, auch die Unternehmen müssen die vielen Vorschriften und Auflagen erfüllen und ausbaden (was natürlich erhebliche Kosten verursacht).


3. Punkt: Monopolisierungstrends sind zwar gut für Konzerngewinne, aber schlecht für den Verbraucher. Ein großer Freihandelsstaat begünstigt grundsätzlich die Großunternehmen, die mit einem Heer von Juristen sich leichter auf Regulierungsänderungen einstellen, besser Steuerschlupflöcher erschließen und Subventionsquellen anzapfen können. Die Konzerne (und das Großkapital) können sich zudem einflussreiche Lobbyisten und Zeitungen leisten, die Einfluss auf die Politik nehmen (auch dafür sorgen, dass Zölle und EU-Austritte weiterhin tabuisiert werden).


4. Punkt: Subventionen unterwandern die Marktwirtschaft! Die EU entpuppt sich als mächtige Umverteilungsorganisation: Sie nimmt Geld von den reicheren Staaten und verteilt es an ärmere Mitgliedstaaten (um einen Ausgleich zu schaffen). Sie fördert Projekte und Wirtschaftsregionen mit einem kaum überschaubaren Subventionskatalog, der oft völlig unsinnige Investitionen anstößt. Subventionen bedeuten letztlich Planwirtschaft und die Ausschaltung ehrlicher Marktgesetze (Rentabilitätsgrundlagen). Es erfolgt somit eine doppelte Sozialisierung: Einmal innerhalb des Staates und dann auch noch innerhalb der EU. Also Umverteilung bis zur Perversion zu Lasten der Durchschnittsverdiener.


5. Punkt: Offene Zollgrenzen begünstigen den Warentourismus! Wenn keine Zollgrenzen der Verschwendung Einhalt gebieten, kommt es unweigerlich zu egoistischen Umtrieben: Komplexe Produktionseinheiten wie zum Beispiel Autos werden in ihre Bestandteile zerlegt und für jedes Einzelteil der billigste Anbieter gesucht, gleichwohl das Endprodukt für den Konsumenten selten günstiger wird. Die Folge: Eine Unmenge an Zulieferfirmen verstreut über die ganze EU (und darüber hinaus). Also subventionierter Güterverkehr bis zum Erbrechen! Es ist absurd: Die Reallöhne sinken Jahr für Jahr, und trotzdem verdoppelt sich in regelmäßigen Abständen das Lkw-Aufkommen, wird immer mehr Strom und Mineralöl verpulvert.


•• Die zweite Behauptung:


„Die EU sichert uns den Frieden!“


Wohl kein anderes Argument erweist sich als so hohl und verlogen wie die Behauptung, die EU sichere unseren Frieden. Wer Deutschland (und anderen Staaten) unterstellt, ohne Einbindung in die EU würden wieder Kriegsgelüste aufkeimen, ist ein Narr oder er lügt bewusst. Es sollte jedem zu denken geben, wenn mit derartig infamen Unterstellungen wieder einmal die EU gerechtfertigt werden muss.


Bei der heutigen Waffentechnik Deutschland einen neuerlichen Angriffskrieg zuzutrauen, entbehrt jeder Grundlage. Seit Erfindung der Atombomben hat sich das Thema Angriffskrieg für moderne Mittelmächte sowieso erledigt, schon weil das gesamte Staatsgebiet und somit auch die gesamte Bevölkerung innerhalb weniger Minuten durch Atombomben völlig vernichtet werden könnten.


Auch die anderen maßgeblichen Kriegsfaktoren gibt es nicht mehr. Die großen Diktaturen in der EU sind Geschichte. Wir leben in einem Informationszeitalter, in der die einseitige Aufwiegelung der Bürger kaum noch gelingen kann.


Zudem gibt es immer noch die NATO. Es genügt völlig, wenn die europäischen Mächte dort verankert sind, schon dieses Bündnis lässt gegenseitige Kriegserklärungen als absurd erscheinen.


Dagegen erhöht die EU die Kriegsgefahr, die sich durch internationale Konflikte ergeben. Wäre Deutschland ohne EU jemals in Afghanistan aufmarschiert? Muss Deutschland tatsächlich seine Freiheit am Hindukusch verteidigen?


Was aber wird, wenn aus der EU tatsächlich einmal die Vereinigten Staaten Europas werden? Einer großen Weltmacht fällt nahezu zwangsläufig auch eine große internationale Verantwortung in den Schoß. Man bedenke einmal, in wie viele Kriege die friedliebenden USA in den letzten 100 Jahren verwickelt waren.


••• Die dritte Behauptung:


„Deutschland profitiert als Exportland ganz besonders von der EU!“


Man hält so viel Unverfrorenheit kaum für möglich: Ausgerechnet Deutschland als großer Zahlmeister der EU soll wirtschaftlich „besonders“ von der EU profitieren? Welch ein Unsinn! Gewinner der EU-Egalisierungspolitik sind (wenn überhaupt) die ärmeren EU-Staaten, denen teilweise bezüglich des Lebensstandards eine Annäherung gelungen ist. Dabei sollte aber nicht übersehen werden, dass diese Staaten auch im Alleingang und ohne EU-Subventionen hätten aufsteigen können, vielleicht sogar in noch stärkerem Maße (weil eben die EU-Regulierungswut auch hier Wirtschaftskraft kostet). Gezielte Hilfen (zum Beispiel nach Art der Marshallpläne) hätten dieses selbsttragende Wachstum noch beschleunigen können (das hätte Deutschland und den anderen Geberstaaten nur einen Bruchteil der heute üblichen Summen gekostet).


Nein, nicht Deutschland oder die deutsche Bevölkerung profitiert wirtschaftlich von der EU, sondern lediglich „unsere“ exportorientierten Firmen und Konzerne. Die konnten ihren Macht(Absatz)-Bereich weiter ausdehnen und wegen der abgeschafften Zölle ein Land gegen das andere ausspielen. Der Aufstieg der Global Player ging aber einher mit dem Niedergang einst bedeutender Firmen und Branchen. Die meisten Konsumartikel (außer der subventionierten Nahrungsmittel) können in Deutschland aus Kostengründen nicht mehr hergestellt werden (Kameras, Handys, Textilien, Fernseher, Spielzeug usw.). Damit fehlen dem Staat auch die so dringend benötigten Arbeitsplätze für Nichtakademiker, deshalb sind so viele Migranten arbeitslos.


Als Hochlohnland leidet die deutsche Bevölkerung ganz besonders unter der (dem Zollabbau geschuldeten) Lohn- und Steuerdumpingpolitik. Was hat der deutsche Arbeitnehmer von der glorreichen Expansion eines hiesigen Autokonzerns, wenn die Fertigungstiefe im Mutterland stetig abnimmt und weltweit konkurrierende Produktionsbasen entstehen?


Schon heute stammen 50 % dessen, was wir so stolz exportieren, von Zulieferern aus dem Ausland (angelieferte Fertigteile, die hierzulande nur noch zusammengeschraubt werden). Wir berauschen uns also an einer künstlich aufgeblähten Handelsbilanz.


•••• Die vierte Behauptung:


„Die EU ist die einzig richtige Antwort auf die Globalisierung!“


Ein Sammelsurium von völlig unterschiedlichen, halbsouveränen Staaten soll allen Ernstes der Herausforderung der Globalisierung besser trotzen können als ein eigenständiger Staat mit einem homogenen Binnenmarkt? Das kann doch wohl nicht sein! Könnten die Deutschen noch über sich selbst bestimmen (ohne stete Bevormundung aus Brüssel), wäre es sehr einfach, die globale Konkurrenz in Schach zu halten.


Staaten mit maßlosem Währungsdumping würde man ganz einfach mit hohen Importsteuern zur Vernunft bringen – so dass den heimischen Produzenten stets eine faire Chance zum Überleben bliebe. Die Ausrottung ganzer Branchen und die überaus schädliche Unterwanderung der Marktwirtschaft könnte dann gar nicht erst stattfinden.


••••• Die fünfte Behauptung:


„Gerade für Deutschland erweist sich der Euro als wahrer Segen!“


Dass man angesichts des sich abzeichnenden Desasters immer noch derart verlogene Sprüche klopft, bestätigt die Abgebrühtheit und Abgehobenheit der meinungsbildenden Elite.


Vor Einführung des Euro galt die DM als sicherste Währung der Welt, die dem Staat und den Unternehmen günstige Kredite bescherte. Wie erklären sich die Verantwortlichen, dass die deutsche Wirtschaft mit der DM bestens zurechtkam, weit besser als heute mit dem Euro?


•••••• Die sechste Behauptung:


„Ohne EU hätten wir die Finanzkrise niemals gemeistert!“


Noch ist gar nichts überstanden, ganz im Gegenteil: Die Verschuldung einiger EU-Staaten nahm dramatisch zu! Lediglich vorübergehend und durch abenteuerliche Tricks (Aufkauf von Staatsschulden durch die Zentralbanken, die ihr Geld selber kreieren) konnte der große Zusammenbruch verhindert werden. Die Absprachen innerhalb der EU haben zwar 2008/2009 zur Entschärfung der akuten Gefahr beigetragen, aber mit anderen wichtigen Staaten hat man sich schließlich auch arrangiert (es Bedarf also gar keiner EU, um sich international abzustimmen).


Außerdem sollte eines doch nicht verdrängt werden: Ohne EU und Globalisierung (Zollabbau) hätte es die Finanz – und Weltwirtschaftskrise gar nicht gegeben! Erst im Zuge der weltweit zerstreuten Dumpingproduktion haben die Staaten eine leichtsinnige Deregulierungspolitik betrieben und die Banken versucht, sich zunehmend international aufzustellen. Sie finanzierten Projekte in fernen Gefilden, die sie nur ungenügend prüfen oder einschätzen konnten. Wäre den deutschen Geldinstituten vor 30 Jahren jemals eingefallen, mit ausländischen dubiosen Hypothekenpaketen zu handeln oder zu jonglieren?


••••••• Die siebente Behauptung:


„Europa ohne EU wäre ein spannungsreicher Kontinent!“


Auch diese alberne Argumentation wird bemüht, um die EU zu legitimieren.


Doch was versucht man den Europäern wieder einzureden? Traut man allen Ernstes den demokratischen EU-Staaten nicht zu, ohne Brüsseler Oberherrschaft miteinander gesittet und vernünftig umzugehen? Sind die Europäer tatsächlich streitsüchtiger, egoistischer und unzivilisierter als die Afrikaner, Südamerikaner oder Asiaten?


Will man die Europäer im heutigen Informationszeitalter immer noch gleichsetzen mit den auf gehorsam gedrillten Leibeigenen und Hungerlöhnern vergangener Epochen? Glaubt man, machtbesessene Kaiser und Diktatoren könnten auferstehen und erneut ihre Völker ins Verderben führen?


Welch ein Unsinn! Wo sollen die großen Spannungen herkommen? Vorübergehende Konflikte und Meinungsverschiedenheiten gibt es mit und ohne EU, sie sind durch die auf Konsens ausgerichtete moderne Diplomatie durchaus händelbar.


Zusätzliche Verstimmungen und aufkommende Hassgefühle werden gerade durch die ungeliebte Transferunion heraufbeschworen. Ohne EU gäbe es keinen Euro und deshalb vermutlich auch keine Eskalation der Staatsschulden in Griechenland, Irland, Portugal, Spanien und Italien. All diese Länder bräuchten sich nicht von den Deutschen gekränkt, bevormundet und gemaßregelt fühlen („Ihr müsst mehr sparen, die Renten senken, die Steuern erhöhen usw.“).


Nein – die EU ist wahrlich kaum imstande, Spannungen zwischen den Völkern abzubauen. Erst bei Errichtung eines echten Bundesstaates könnte dies gelingen. Aber dann hätte man statt mit unbedeutenden innereuropäischen Ärgernissen und Verstimmungen mit weniger harmlosen internationalen Auseinandersetzungen zu kämpfen. Niemand sollte sich einbilden, das wäre besser.


„Die EU bewirkt doch so viel Positives!“


Gerade lese ich im Spiegel (Heft 3/2017) einen vierseitigen Lobgesang auf die EU. Dort wird auf die zigtausend Fördermaßnahmen verwiesen, die die europäische Wirtschaft stärken und Arbeitsplätze schaffen. Was leider nicht so recht erwähnt wird: Das gute Geld für diese PR-Wohltaten fiel nicht vom Himmel und stammt auch nicht von edlen Spendern, es wurde den Steuerzahlern abgeknöpft. Die Kaufkraft der Erwerbstätigen und Rentner wurde abgeschöpft (was bestimmt nicht wirtschaftsfördernd ist), um zweifelhafte Projekte (die marktwirtschaftlich meist unrentabel sind) zu subventionieren. Was also ist so toll an einem Umverteilungssystem, das auf Kosten anonymer Verlierer (nicht konkret zu benennender Steuerzahler) Wohltaten verteilt und Abhängigkeiten schafft?





Legendenbildungen


Reisen wie vor 200 Jahren?


Falschheit und Hinterlist bilden die Triebfeder der EU. Um einen Bürgernutzen vorzugaukeln, werden Nebensächlichkeiten schamlos dramatisiert und das Rad der Geschichte gedanklich um 200 Jahre zurückgedreht.


„Der EU verdanken wir die Reisefreiheit“, heißt es zum Beispiel großkotzig, wobei dann salbungsvoll verwiesen wird auf das angeblich umständliche Reisen vor dem Schengener Abkommen. „Es mussten damals Visumanträge gestellt und Einladungen von Gastfamilien präsentiert werden“, will man der heutigen Generation weismachen.


Welch ein Unsinn! Im allgemeinen gab es auch in den 1980er Jahren an den Grenzen keine Staus. Die meisten Autofahrer wurden durchgewunken und nur stichprobenweise mussten Pässe vorgezeigt werden. Kurz nach dem Krieg (als der Hass gegen Deutsche noch allgegenwärtig war) gestaltete sich das Prozedere zwar umständlicher, aber auch damit konnte man leben.


In den 1950er Jahren musste zum Beispiel an der deutsch-dänischen Grenze tatsächlich noch ausnahmlos jedermann seinen Ausweis vorzeigen und anschließend die Zollkontrolle passieren: Hin und wieder kam es gar zu längeren Wartezeiten. Aber diese vermeintlichen „Schikanen“ wurden schnell abgebaut, auch ohne EU (bzw. EWG oder EG).


Das Schengener Abkommen ist gescheitert!


Weltfremde Politiker schüren unbegründete Ängste bezüglich eines Scheiterns des Schengener Abkommens (Wegfall der EU-Binnengrenzen). Und auch aus der Wirtschaft wird mit Schreckensszenarien vor einer vermeintlichen Katastrophe und Kostenlawine gewarnt. Als es jedoch dieses ominöse Abkommen noch nicht gab (vor 1985) ging es den meisten Schengen-Staaten besser als heute – sogar die Reallöhne und Renten waren höher. Denn Schengen erweist sich in der Praxis als überaus wirksames Lohndumpingsystem. Die Konkurrenz der Billiglohnländer in Osteuropa rückt näher, wenn lästige Grenzkontrollen und Zollabgaben entfallen. Das mussten inzwischen auch deutsche Spediteure erfahren, die sich anfangs von der Grenzöffnung so große Vorteile erhofften.


Nutznießer des Schengener Abkommens sind m. E. vorwiegend Konzerne, die Produktionsschritte günstig auslagern können, Spekulanten, die die grenzenlose „Freiheit“ genießen, Steuerbetrüger, die Steueroasen nutzen oder Zölle bzw. Mehrwertsteuern einsparen, Flüchtlinge, die unkontrolliert (zuweilen mehrfach) in den Ländern ihrer Wahl Asyl beantragen, Kriminelle (Autodiebe, Menschenhändler, Einbrecher- und Diebesbanden) usw.. Dagegen fallen die lächerlichen Erleichterungen des Normalbürgers (Urlaubers oder Pendlers), der sich an der Grenze nicht mehr ausweisen muss, kaum ins Gewicht.





„Der Brexit schadet allen!“


Am 23. 6. 2016 entschieden sich 51,9 % der Briten für einen Austritt aus der EU.


„Die britische Industrieproduktion wird zusammenbrechen ...“


Auch in den deutschen Medien wird schon im Vorfeld recht einhellig vor den schlimmen Folgen des EU-Austritts Großbritanniens gewarnt. Die Prognose: Der dann von den EU-Ländern erhobene Einfuhrzoll würde britische Waren zu teuer machen. Ausländische Investoren würden daraufhin ihre Fabriken auf der Insel schließen und sie auf den europäischen Kontinent verlagern. Zwar wird beiläufig eingeräumt, Großbritannien könne eventuell ebenso wie die Schweiz Zoll-Sonderabkommen mit der EU aushandeln. Aber dies sei, so wird geargwöhnt, sehr kompliziert und brächte mancherlei Nachteile mit sich.


Die heilsamen Gegenkräfte werden ignoriert!


Doch die Prophezeiungen der EU-Fürsprecher entbehren jeder Logik. Selbst wenn es nicht zu bilateralen Zoll-Sonderabkommen kommen sollte, wäre der EU-Austritt für die britische Wirtschaft ein Segen! Denn die dann vorhandene EU-Unabhängigkeit würde ungeahnte Kräfte freisetzen. Sollten die EU-Staaten auf britische Waren ihre Zölle aufschlagen, wird die britische Regierung in gleicher Weise kontern. Importe aus der EU werden in Großbritannien dann also teurer! Das wiederum bedeutet: Die britische Industrie wird konkurrenzfähiger! Es würde sich dann wieder lohnen, viele Konsumartikel im eigenen Land herzustellen.


Großbritannien entzöge sich somit zumindest teilweise (je nach Höhe der Einfuhrzölle) sowohl dem innereuropäischen als auch dem globalen Lohn-, Steuer-, Sozial- und Umwelt-Dumpingwettbewerb. Was wäre falsch daran? Den Briten kann wirtschaftlich gar nichts Besseres passieren, als aus dem unfairen europäischen Pseudo-Binnenmarkt auszuscheren.


„Der Brexit schadet allen!“


Es ist schon atemberaubend, mit welcher Inbrunst und Selbstsicherheit gestandene Politiker und Journalisten behaupten, der Brexit schade ausnahmslos allen (sowohl in Großbritannien als auch in der Rest-EU). Warum sind diese „Eliten“ so überzeugt davon, dass nur ein exzessiver Warenex- und Import zu Wohlstand führt? Gibt es kein Vertrauen mehr in die Leistungsfähigkeit der eigenen Volkswirtschaft?


Meint man tatsächlich, ein Staat in der Größe Großbritanniens wäre unfähig, seine TV-Geräte, Haushaltswaren, Autos, Küchengeräte, Büromaschinen, Handys, Textilien und Schuhe selbst herzustellen? Meint man, die Ausbeutung der Arbeitssklaven in den Billiglohnländern sei unabdingbar? Wie kommt man auf die Idee, auf eine hohe Exportquote, dem zollfreien Zugang zum EU-Binnenmarkt und damit automatisch auch auf weltweit 33 weitere verbindliche Freihandelsabkommen angewiesen zu sein? Etwa 70-80 Prozent des Außenhandels erweisen sich nicht nur als überflüssig, sondern auch als schädlich! Bei einem weltweit angepassten Lohn- und Steuerniveau könnte der Welthandel auf 20 bis 30 Prozent seines heutigen Niveaus schrumpfen!


Ob der Brexit erfolgreich verläuft, hat die britische Regierung jetzt selbst in der Hand. Nutzt sie die Chance, das Land vom innereuropäischen und globalen Lohndumping abzukoppeln? Wird sie eine Re-Industriealisierung einleiten, indem sie dem globalen Vernichtungswettbewerb über behutsam ansteigende Zölle eine Absage erteilt? Weitermachen wie bisher, alte EU-Handelsabkommen durch neue Sondervereinbarungen ersetzen, das wäre der absolut falsche Weg. Es würde in der Tat wenig bringen und die aufgestauten Probleme nicht lösen. Katastrophal wäre, wenn sich jetzt die Handlanger des Großkapitals durchsetzen und dem U.K. eine neoliberale Politik aufzwingen (Senkung der Kapitalertragssteuern, Sozialabbau usw.).


Mit einer neoliberalen Politik könnte die Kapitallobby nicht nur ihre Urinstinkte ausleben, sie würde damit auch einen Erfolg des Brexit vereiteln, den Zorn und die Enttäuschung der Briten so richtig anstacheln, die vermeintliche Nützlichkeit der EU und des Zollfreihandels unter Beweis stellen und die wachsende EU-Kritik in ganz Europa im Keim ersticken.


Hoffen wir also, dass sich die Kapitallobby diesmal nicht durchsetzt!


Wenn der EU-Austritt der Briten zum Präzedenzfall würde ...


Der Supergau für die mächtige EU-Lobby und die zigtausend hochdotierten EU-Angestellten wäre eine wirtschaftliche Wiederbelebung Großbritanniens nach erfolgtem EU-Austritt. Man stelle sich nur einmal bildlich vor, das englische Königreich würde als unabhängiger souveräner Staat die Massenarbeitslosigkeit bezwingen und das Staatsdefizit abbauen. Und die inflationsbereinigten Nettolöhne und Renten würden nach einer über 30jährigen Periode des schleichenden Niederganges auf einmal wieder spürbar anziehen. Wie will man die Kontinental-Europäer dann noch bei der Stange halten?


Wie will man sie dazu bringen, die EU und den geheiligten „Europäischen Binnenmarkt“ (den es in Wahrheit gar nicht gibt), weiterhin als Voraussetzung für den Wohlstand anzuerkennen? Das ganze Kartenhaus der Lügen und Propaganda würde in sich zusammenfallen und andere stressgeplagte EU-Völker würden dem britischen Beispiel folgen wollen. So könnte der EU-Austritt Großbritanniens das Ende der Europäischen Union einleiten. Die Profiteure der EU (allen voran die 40.000 EU-Bürokraten) müssten um ihre Pfründe bangen. Eine schreckliche Vorstellung für die Betroffenen – aber ein Segen für alle aufrechten Europäer, denen es wirklich um das Wohl der Menschen geht.





Der verhängnisvolle Anti-Zoll-Fanatismus


Über Generationen hinweg haben Zölle gute Dienste geleistet – dem Staat notwendige Einnahmen beschert und die heimische Wirtschaft vor ausländischen Preisbrechern geschützt.


Doch seit gut 40 Jahren wird die Notwendigkeit von Zöllen geleugnet und eine engstirnige Freihandelsphilosophie propagiert. „Nur der zollfreie Handel kann uns den Wohlstand und Fortschritt garantieren“, heißt es heute wider besseres Wissen.


Panikmache und absurde Unterstellungen


Den EU-Gegnern wird gerne unterstellt, sie wollten quasi über Nacht Einfuhrzölle von 50 oder gar 100 Prozent erheben, wo doch Deutschland ganz besonders vom Export profitiert. Aber dieser Vorwurf ist lächerlich! Niemand erwägt derart radikale Maßnahmen. Dass Importzölle schrittweise aufgebaut werden müssen, damit sich deutsche und ausländische Volkswirtschaften darauf einstellen können, ist allen Experten sonnenklar.


Es mag ja sein, dass im Laufe der Jahre und Jahrzehnte Deutschland in dem einen oder anderen Sektor Marktanteile verliert, wenn das Ausland auf unsere Zollanhebungen mit Gegenmaßnahmen reagiert. Aber dafür entwickeln sich auch neue Wettbewerbschancen in den einst untergegangenen Branchen.


Selbst in unserer Autoindustrie ist der Export nicht das Maß aller Dinge. Denn um die Kosten in den Griff zu bekommen, haben deutsche Autobauer in der Vergangenheit zunehmend auf ausländische Zulieferer gesetzt. Trotz wachsender Exportvolumen schwindet also der Anteil deutscher Wertschöpfung.
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Ist die Europaische Union noch zu retten?





